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Vorbemerkung:  
Im Weiteren äußere ich mich grundsätzlich in Bezug zu Wasserentnahmerechten. Zwar habe ich 

über die Jahre auch immer von Mitarbeitenden von Wasserversorgern etwas zu 

Genehmigungsverfahren in Bezug auf Investitionen oder Wasserschutzgebietsausweisungen 

gehört. Ich möchte aber keine Einordnungen aus zweiter Hand geben. Angesichts der Situation, 

dass Sie ebenfalls einige Vertretende aus Unternehmen/Kommunen geladen haben, sehe ich 

meine Einschätzungen hier als verzichtbar an.  

 
Fragenkatalog  
1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell ein? Ist die Frage der 

Genehmigungen aktuell ein Engpass für Investitionen im Wassersektor?  

 

s. einzelne Elemente in der Beantwortung zu Frage 2 

 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungsverfahren im Bereich 

der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie konkret Verzögerungen oder unnötige 

Komplexität? Sind die Genehmigungsverfahren aus Ihrer Sicht vergleichbar oder liegen die 

zeitkritischen Genehmigungsschritte bei jedem Verfahren an anderer Stelle?  

 

In Bezug auf Wasserrechtsvergaben sind die Genehmigungsverfahren tendenziell länger 

geworden. Dies liegt an den folgenden Punkten: 

• Es findet auch bei den Behörden ein Generationenwechsel statt. Während langgediente, 

erfahrene Mitarbeitende oft nach pragmatischen Lösungen suchten und diese nicht selten 

auch fanden, trauen sich dies neue Mitarbeitende, die nicht selten vor allem 

Verwaltungsfach- und weniger Wasserfachleute sind, oft nicht mehr zu. 
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• Da gleichzeitig das Gefühl besteht, dass die Gefahr in Verwaltungsgerichtsverfahren 

gezogen zu werden, gestiegen ist, wird die Risikoaversion seitens 

Behördenmitarbeitenden weiter vergrößert. Behördenmitarbeitende fragen in 

Genehmigungsverfahren im Zweifel mehr und zusätzliche Gutachten ab. Dies kostet Zeit 

und Geld. 

• Diese Risikoaversion mag auch ein Grund sein, dass in der heutigen Zeit eher Erlaubnisse 

anstatt von Bewilligungen erteilt werden. Vereinfacht ausgedrückt hat hier die Behörde 

eher die Möglichkeit, ohne Entschädigungszahlung Rechte wieder einzuziehen. Dies wird 

Auswirkungen auf Investitionen im Wassersektor (s. Frage 1) haben. Deren Höhe vermag 

ich aber nicht zu beziffern. 

 

In Bezug auf Wasserrechtsvergaben sind die Genehmigungsverfahren komplexer als sie sein 

könnten. Dies liegt an den folgenden Punkten: 

• Die Zuständigkeiten zwischen den Behörden sind geteilt. Da sich ein 

Grundwasservorkommen nicht selten über Grenzen von Bezirksregierungen („Obere 

Wasserbehörden“) und Kreisen/kreisfreien Städten („Untere Wasserbehörden“) erstreckt, 

muss ein Wasserversorger mit verschiedenen Behörden parallel sprechen. 

• Die Behörden haben unterschiedliche Standards, Anforderungen und Datengrundlagen. 

Dies führt dazu, dass sich die Anforderungen benachbarter Behörden einer 

Gebietskörperschaftsebene unterscheiden. Auch sind die Datengrundlage und das 

Datenformat, in der etwa Entnahmen bei einer Behörde geführt werden, häufig 

unterschiedlich. Das Zusammenführen beim Wasserversorger kreiert unnötige Arbeit und 

die parallele Auseinandersetzung mit verschiedenen Behörden auf Basis unterschiedlicher 

Datengrundlagen und unterschiedlicher „Risikoaversion“ ist mühsam. 

 Hier lässt sich ableiten, dass Anforderungen – oft haben Behörden individuelle 

Anforderungskataloge – und Datenbasis/-format (s. Frage 10) harmonisiert werden sollten. 

Auch eine Harmonisierung, wie Untere Naturschutzbehörden einzubeziehen sind, sollte 

geprüft werden. 

 

 

3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungsverfahren? Welchen 

zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu anderen Rechtsgebieten gibt es, die die 

Projekte verzögern?  

 

Bezug nehmend auf meine Antworten zu Frage 2 sehe ich den zentralen Grund für langwierige 

Genehmigungsverfahren darin, dass Mitarbeitende bei Behörden sicherstellen wollen, dass Ihre 

Entscheidungen nicht beklagt werden. Insofern versuchen sich Mitarbeitende nicht selten durch 

zusätzliche Gutachten oder aber durch interne Rückvergewisserungen abzusichern.  



 Als Nicht-Jurist erlaube ich mir die Idee, ob nicht Fristen formuliert werden könnten, innerhalb 

derer seitens der Behörde zu prüfen ist. Ist eine solche Frist verstrichen, würde eine Bewilligung 

oder Erlaubnis automatisch ausgesprochen. 

Da es immer Fälle geben mag, in denen eine sehr besondere Komplexität zu konstatieren wäre, 

könnte sich eine Behörde eine Fristverlängerung einräumen. Die Häufigkeit des Gebrauchs eines 

solchen Instruments könnte dann zwischen Behörden einer Gebietskörperschaftsebene 

gebenchmarkt und transparent veröffentlicht werden.  

 

4. Wie kann eine moderne Verwaltung bei Zielkonflikten zwischen konkurrierenden 

Rechtsbereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge – zum Beispiel in den Bereichen 

„Hochwasserschutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine nachvollziehbare, rechtssichere 

und zugleich handlungsorientierte Abwägung vornehmen? Welche Rahmenbedingungen kann 

und sollte das Land NRW schaffen, um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen?  

 

5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht beschleunigen, 

ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder anderer konkurrierender 

Rechtsgebiete zu gefährden?  

 

s. Frage 3  

 

6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu rechnen, 

wenn Genehmigungsverfahren unnötig verzögert werden? Können Sie Beispiele benennen?  

 

Mir sind keine Studien hierzu bekannt.  

 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen 

Genehmigungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und kreisfreien 

Städten in NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie empfehlen, um die 

Bearbeitung von Anträgen effizienter zu gestalten?  

 

Gewisse Punkte hierzu habe ich in Frage 2 benannt.  

 

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasserwirtschaft zu 

beschleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel Genehmigungsfiktionen, 

Selbstgenehmigungen oder Ansätze, wie sie beispielsweise in den Niederlanden angewandt 

werden?)  

 



9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leitfäden könnten 

dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der Wasserinfrastruktur zu beschleunigen 

und gleichzeitig die Planungssicherheit für Kommunen, Versorger und Investoren zu erhöhen?  

 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne Medienbruch sowie 

eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen zu erreichen?  

 

Ganz grundsätzlich ist es sehr sinnvoll, dass die Akten inkl. aller Unterlagen zu 

Genehmigungsverfahren vollständig digital geführt werden. Das hat mehrere Vorteile:  

• Der Bearbeitungsstand ist jederzeit transparent und nachvollziehbar. 

• Unterschiedliche Abteilungen können parallel am Verfahren arbeiten. 

• Unterlagen können nicht verloren gehen; Nachforderungen lassen sich effizient abwickeln. 

• Der Unterschriften-Workflow wird erheblich vereinfacht. 

• Redundanzen werden vermieden, da Daten und Dokumente nur einmal erfasst werden 

müssen. Wasserversorger wundern sich immer wieder, weswegen etwa bei einer 

Verlängerung eines Wasserrechts stets noch einmal alle Angaben gemacht werden 

müssen, obwohl diese eigentlich sämtlich vorliegen.  

• Externe Datenquellen (z. B. Stammdaten, Fachinformationssysteme, 

Wasserhaushaltsmodelle wie mGROWA) sind leichter einzubinden. 

• Eine verbesserte Kommunikation mit den Antragstellern im Hinblick auf das Nachreichen 

von Unterlagen, das Einsehen des Status oder die Beantwortung von Rückfragen ist 

gewährleistet. 

• Die zentrale Datenhaltung erleichtert die (statistische) Auswertung und Verknüpfung, auch 

im Hinblick auf andere Genehmigungsverfahren und für die Zusammenarbeit von 

Behörden einer Gebietskörperschaftsebene oder zwischen Behörden unterschiedlicher 

Gebietskörperschaftsebenen. 

• Schnellere Einarbeitung neuer Mitarbeitender aufgrund standardisierter Akten und klarer 

Workflows. 

• Formulierung und Sicherung des Wissens verdienter, zeitnah ausscheidender 

Behördenmitarbeitenden. 

• Bessere Datensicherheit und Zugriffskontrolle aufgrund abgestufter digitaler 

Rechtevergabe. 

• Die digitale Archivierung ist revisionssicher und gewährleistet die Nachvollziehbarkeit auch 

für künftige Verfahren. 

Die digitale Akte ist ein zentraler Baustein, entfaltet ihre Wirkung jedoch erst im Zusammenspiel 

mit einer durchgehenden Digitalisierung (s. „ 1. HRW-Digitalisierungsindex für die deutsche 



Wasserwirtschaft“). Dafür sind prozessuale und organisatorische Voraussetzungen zu erfüllen, 

die zugleich weitere Verfahrensschritte vereinfachen. Hierzu gehören zum Beispiel: 

• Einführung eines zentralen Antragsportals, über das alle Unterlagen ausschließlich digital 

eingereicht und der Verfahrensstand eingesehen werden können. 

• Verwendung einheitlicher Daten- und Austauschformate, damit Antragsteller und 

Behörden medienbruchfrei zusammenarbeiten können. 

• Einsatz elektronischer Signaturen, um rechtssichere Freigaben und Genehmigungen ohne 

Ausdruck und erneutes Einscannen zu ermöglichen. 

• Automatisierte Workflows und Benachrichtigungen, z. B. für Fristenkontrolle oder 

Nachforderungen, damit vom Prinzip her keine parallelen Papierprozesse mehr notwendig 

sind. 

• Verknüpfung mit bestehenden Fachsystemen wie Wasserbuch, GIS oder 

Umweltinformationssystemen, damit Daten nicht erneut abgefragt oder manuell übertragen 

werden müssen. 

• Zentrale Datenhaltung nach dem Prinzip „Single Source of Truth“, sodass jede Information 

nur einmal gepflegt und von allen Beteiligten genutzt wird. 

• Einrichtung eines revisionssicheren digitalen Archivs, das den Übergang vom laufenden 

Verfahren in die Ablage vollständig digital abbildet. 

• Schulungs- und Change-Management, um sicherzustellen, dass Mitarbeitende 

durchgehend digital arbeiten und parallele Papierwege vermieden werden. 

 

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die systematische Einbindung von Daten, die für die Beurteilung der 

Ressourcensituation relevant sind. Dazu zählen neben den Verbrauchsdaten der Wasserzähler 

auch Informationen zu Grundwasserständen, Niederschlagsmengen oder Zuflüssen aus 

Monitoring-Systemen. Bislang werden viele dieser Daten von Versorgern oder anderen Stellen 

eigenständig und in unterschiedlichen Formaten gemeldet (s. Frage 12). Im Zuge der Klimakrise, 

die häufiger zu trockenen Phasen führt, wächst jedoch das Bedürfnis der Behörden, die 

Entwicklung von Wasserverbrauch und -verfügbarkeit zeitnah und verlässlich nachverfolgen zu 

können. Eine standardisierte, automatisierte Übermittlung dieser Daten in zentrale Fachsysteme 

würde die Datenqualität verbessern, Doppelarbeiten vermeiden und eine fundierte Grundlage für 

Entscheidungen im Genehmigungsverfahren schaffen. In diesem Zusammenhang sei besonders 

auf das 2024 veröffentlichte Gutachten „Wasser in einer aufgeheizten Welt“ des 

wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) 

verwiesen. Darin wird beschrieben, wie rasant die Veränderungen im (globalen) Wasserkreislauf 

sind und sich zudem regional unterschiedlich auswirken. Um handlungsfähig zu sein, ist eine 

stets aktuelle Beurteilung der Ressourcensituation unerlässlich. Digitalisierung kann hierzu einen 

zentralen Beitrag leisten. Wie bei der Beantwortung zu Frage 12 beschrieben ist insbesondere 

das Echtzeit-fähige Mengenbewirtschaftungstool, das im Projekt „Klimaangepasstes 



Wassermanagement für das Einzugsgebiet des Wasserschutzgebietes „Im Trier"“ entwickelt 

wurde, ein etwaiger spannender Aufsatzpunkt. 

 

11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch zeitgemäß? Wie 

könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur Maßnahmenumsetzung 

aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient umgesetzt werden?  

 

12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im Hinblick auf 

das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels?  

 

Meiner Wahrnehmung nach sind wir hinsichtlich künftiger Herausforderungen bei der Erteilung 

von Wasserrechten im Hinblick auf das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels 

nicht gut aufgestellt. Dazu zunächst ein Mal eine stilisierte Beschreibung, wie derzeit 

Wasserrechte vergeben werden.  

Vereinfacht gesprochen gilt das „Windhundprinzip“. Wasserrechte werden so lange ausgegeben, 

wie dies vor dem Hintergrund der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) als nachhaltig 

anzusehen ist. Dabei haben i.d.R. die Antragstellenden nachzuweisen, dass von ihrer Entnahme 

keine negativen Effekte auf das Wasserdargebot ausgehen. Dies beinhaltet drei zentrale 

Probleme: 

• Die zu einem frühen Zeitpunkt Beantragenden sind bevorrechtigt. Ohne nachweisen zu 

müssen, dass sie effizient mit dem ihnen zugeteilten Wasser umgehen, bekommen sie 

Rechte zugesprochen, die zusätzlich Sicherheitsmargen beinhalten, was verfügbares 

Wasser weiter aufzehrt. 

 Da ein Wasserentnahmeentgelt lediglich für die tatsächlich entnommene Menge zu 

zahlen ist, besteht kein Anreiz, beantragte Wassermengen in Wasserrechten geringer 

anzugeben und so bei sich abzeichnender Nutzungskonkurrenz „mehr Luft für andere 

Nutzungen“ zu schaffen. Insofern wäre anzuregen, dass zum einen eine jede Nutzung 

über einem gewissen Schwellenwert einem Wasserentnahmeentgelt unterliegen sollte und 

zum zweiten, dass ein Wasserentnahmeentgelt nicht für die tatsächlich bezogene, 

sondern für die im Wasserrecht verbriefte Menge zu bezahlen ist – ohne dabei natürlich 

die Messung tatsächlich bezogener Mengen zu unterlassen.  

• Wasserrechte laufen häufig zu unterschiedlichen Zeitpunkten aus. Dies führt dazu, dass 

leicht kein passender Aufsatzpunkt existiert, um auf Klimawandel-induzierte 

Veränderungen in Wasserdargebot und -nachfrage zu reagieren.  

 In diesem Zusammenhang ist es positiv, wenn Wasserrechte, die von Unteren 

Wasserbehörden ausgegeben werden sich hinsichtlich ihrer Fristigkeit an dem 

Wasserrecht für den lokalen Wasserversorger orientieren, welches bei einer 

Jahresmenge von > 600.000 m³ von der Oberen Wasserbehörde vergeben wird. 



• Das Wasserdargebot schwankt. Dies gilt nicht nur für ein Oberflächengewässer wie einen 

Fluss, bei dem der schwankende Wasserpegel sofort ins Auge springt, sondern gleichfalls 

für Grundwasservorkommen. Ebenfalls variiert auch die tatsächliche Wassernachfrage im 

Zeitverlauf. Ist es lange trocken und warm/heiß, so steigt die Nachfrage bei den 

Nutzenden.  

 Von einer wirklichen Wasserbewirtschaftung kann bei dem derzeitigen Regime keine 

Rede sein. Zentral wäre es, hier zu einem Echtzeit-fähigen 

Mengenbewirtschaftungstool zu geben, mit Hilfe dessen Prognosen zu Dargebot und 

Nachfragen erstellt werden können, um zum einen die Dargebote im Sinne der WRRL 

zu schützen, gleichzeitig aber die Mengen zu einem bestimmten Zeitpunkt bestmöglich 

zu alloziieren. Das vom Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 

Landes Nordrhein-Westfalen geförderte Projekt „Klimaangepasstes 

Wassermanagement für das Einzugsgebiet des Wasserschutzgebietes „Im Trier"“ im 

Kreis Borken hat hier wesentliche Vorarbeit geleistet, auf die im Weiteren 

zurückgegriffen werden kann und sollte.  

 Ebenfalls ist festzustellen, dass der Vorrang der Trinkwasserversorgung in NRW 

insbesondere Nutzendengruppen herausfordert, die Gefahr laufen, nicht mehr bedacht 

zu werden. Dies sind zum Beispiel – und im Zuge von Klimawandel wahrscheinlich 

zunehmend - die Gruppe der Landwirte. Sowohl nationale als auch internationale 

Erfahrungen zeigen, dass Wasser- und Bodenverbände, die zu 

Bewässerungsverbänden weiterentwickelt werden, besonders geeignet sind, knapper 

werdende Wasserresourcen unter den hier organisierten Landwirten für einen 

bestimmten Zeitpunkt zuzuteilen. Hinsichtlich Organisation und Finanzierung hat das 

seitens der Deutschen Bundesstiftung Umwelt für die Region Dorsten ermöglichte 

Projekt „Nachhaltiges Wassermanagement für Landwirtschaft, Landschaft und 

Wasserversorgung (KlimaBeHageN)“ wichtige Vorarbeiten geleistet.  

Von zentraler Bedeutung ist gem. dieser Studie zum einen eine Echtzeiterfassung der 

tatsächlichen Wassernutzungen und zum zweiten institutionelle Regeln, die helfen, auf 

temporäre Wasserdargebotskrisen zu reagieren. Von Bedeutung würde sicher zum 

dritten sein, von absolut formulierten Wasserrechten hin zu relativen Wasserrechten zu 

kommen, bei denen sich verändernde prozentuale Rechte an einer absoluten 

Wassermenge vergeben werden. Wassernutzende könnten damit nicht immer 100% 

ihrer zugesagten Wassermenge fördern, sondern in Abhängigkeit der 

Dargebotssituation bspw. nur 80%. Wie eine solche verminderte Nachfrage sodann 

realisiert wird, liegt einzig und allein in der Hoheit der Nutzendengruppe, bspw. der 

Landwirte. Einzig entscheidend ist, dass sie die ihr zustehende Obergrenze an 

Wasserbezug einhalten.  



 Diese Grundsystematik einer tatsächlichen Wasserbewirtschaftung würde ebenfalls für 

eine alternative Ausgestaltung von Einleitgenehmigungen in Fließgewässer bei 

unterschiedlichen Pegelständen und Außen- sowie Flusswassertemperaturen gelten. 

Gerade für kleinere Fließgewässer wie etwa die Lippe ist dies meiner Wahrnehmnung 

nach zum Schutz des aquatischen Lebens in Fließgewässern sogar entscheidender als 

die hier diskutierten Rechte zur Wasserentnahme.  

 

 

13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungskonzepte sowie 

Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und hitzeangepasste 

Landesentwicklungsplanung und Regionalplanung sowie b) eine wassersensible Landschafts- 

und Stadtentwicklung zu ermöglichen?  

 

14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese gescheitert bzw. 

wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in diesen Fällen besser 

gelingen können?  

 

15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst werden 

müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze.  

 

 

Mülheim an der Ruhr, den 26.8.2025 

Prof. Dr. Mark Oelmann  
 


